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Aktionsplan fÜr Ältere ArbeitnehmerInnen 
 
 
¶sterreich – Spitzenreiter am Arbeitsmarkt, NachzÜgler bei Älteren Arbeitnehmern 
 
Der Arbeitsmarkt entwickelt sich derzeit in ¶sterreich sowie in der gesamten EU 
erfreulich. Im Jahr 2007 wurden Über 63.000 neue ArbeitsplÄtze geschaffen, im 
europÄischen Vergleich scheint ¶sterreich mit einer Arbeitslosenquote von 4,1% nach EU-
ZÄhlweise unter den besten LÄndern auf. Die Zahl der Arbeitssuchenden lag im MÄrz 2008 
um 11,5% unter dem Vorjahrswert. Hingegen ist die Zahl der Älteren Arbeitssuchenden im 
gleichen Zeitraum nur um 2,5% gesunken – diese Entwicklung zeigt deutlich, dass Ältere 
Arbeitssuchende nicht ausreichend von der guten Konjunktur profitieren. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen Wirtschafts- und Arbeitsmarktprognosen ist es umso mehr 
notwendig, Ma¿nahmen zur Verbesserung der Situation ¤lterer auf dem heimischen 
Arbeitsmarkt zu treffen. 
 
43,5% der EU-Bevölkerung zwischen 55 und 64 Jahre waren im Jahr 2006 erwerbstätig. 
Österreich lag mit einer Erwerbsquote der 55-64jährigen von 35,5 Prozent an 19. Stelle 
unter den 27 EU-Mitgliedstaaten. Nur 15,3% der Österreicher zwischen 60 und 64 Jahren 
sind noch im Erwerbsleben im Vergleich zu 28% in der EU. Dementsprechend früh – 
nämlich mit 58 Jahren – gingen die Österreicher 2006 im Schnitt in Pension.  
 

 
Erwerbsquote Älterer Arbeitnehmer (55 – 64 Jahre) 
 

 
 
 
 
Die Demografie erfordert ein Umdenken 
 
Laut Statistik Austria sind seit 2005 in ¶sterreich erstmals mehr Menschen Über 40 als unter 
40 Jahre. Die erwerbsfähige Bevölkerung in Österreich wird bis 2020 um 130.000 Personen 
zunehmen, wobei bei den Jüngeren (15 – 45 Jahre) eine Abnahme um 240.000 und bei den 
Älteren eine Zunahme von 370.000 vorausgesagt wird1. Mit anderen Worten: Die 

                                            
1
 Bevölkerungsvorausschätzung 2007 
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österreichische Wirtschaft wird zunehmend ältere Arbeitskräfte einsetzen müssen. 
Gleichzeitig wird der Trend zu hÖher qualifizierter BeschÄftigung anhalten. Um 
wirtschaftliche WettbewerbsfÄhigkeit und hohe soziale Standards auch in Zukunft 
gewÄhrleisten zu kÖnnen, wird es notwendig sein, das Wissen und KÖnnen Älterer 
ArbeitnehmerInnen deutlich besser zu nÜtzen und einzusetzen als derzeit. Damit kann auch 
dem Mangel an FachkrÄften begegnet werden. 
 

Dementsprechend hat die EuropÄische Union als Ziel die Anhebung der Erwerbsquote der 
55-64 jÄhrigen auf eine BeschÄftigungsquote von 50% bis zum Jahr 2010 vorgegeben 
(Stockholm-Ziel) und ¶sterreich mit hÖchster PrioritÄt empfohlen, Anreize fÜr lÄngere 
BeschÄftigung zu setzen und es Älteren ArbeitnehmerInnen auch durch Investitionen in 
Gesundheitsschutz und Ausbildung zu ermÖglichen. LÄngerfristig ist ein mÖglichst langer 
Verbleib auf dem Arbeitsmarkt anzustreben und sind Fehlanreize fÜr ein frÜhzeitiges 
Beenden des Erwerbslebens zu vermeiden.  
 
Die Sozialpartner haben bereits im Papier „Arbeitsmarkt – Zukunft 2010“ vom Oktober 2007 
auch VorschlÄge zur Verbesserung der BeschÄftigung Älterer ArbeitskrÄfte unterbreitet. 
Nach dem umfassenden JugendbeschÄftigungspaket prÄsentieren die Sozialpartner nun 
einen konkreten Aktionsplan fÜr Ältere ArbeitnehmerInnen.   
 
Erfolgreiche Beispiele in der EU zeigen, dass vermehrte BeschÄftigung ¤lterer nur durch 
einen umfassenden und kontinuierlichen Politikmix erreicht werden kann. Dabei geht es 
um 
- den Erhalt der Gesundheit und LeistungsfÄhigkeit, 
- die Vermeidung von Fehlanreizen,  
- laufende Investitionen in das berufliche Wissen und KÖnnen und 
- um die FÖrderung einer alternsgerechterer Arbeitsorganisation in den Betrieben. 
 
 
Die Sozialpartner empfehlen neben einem konzertierten Marketing fÜr diese nationale 
Kraftanstrengung auch die laufende Evaluierung der gesetzten Ma¿nahmen und eine 
Verbreitung von Information und guten Praktiken 
zur ErhÖhung der BeschÄftigung Älterer ArbeitnehmerInnen.  
 
In diesem Sinne versteht sich der von den Sozialpartnern vorgelegte Aktionsplan als Beitrag 
fÜr ein von der Bundesregierung angekÜndigtes „nationales Aktionsprogramm fÜr Ältere 
ArbeitnehmerInnen“, das neben kurzfristig wirksamen auch mittel- und lÄngerfristige 
Ma¿nahmen vorsehen muss.   
 
 
Altersteilzeit Neu – Anreiz fÜr lÄngeres statt kÜrzeres Arbeiten 
 
Die Alterszeit Alt sollte Älteren ArbeitnehmerInnen einen gleitenden ¼bergang vom 
Erwerbsleben in die Pension ermÖglichen. Die aktuell rund 31.000 AltersteilzeitfÄlle 
verursachten 2007 Kosten von 411 Millionen Euro und reduzierten die Arbeitslosigkeit von 
Älteren ArbeitnehmerInnen, allerdings auch das Arbeitsvolumen.  
 
In Zukunft soll weiterhin ein gleitender ¼bergang aus der BeschÄftigung in die 
Altersversorgung ermÖglicht, aber auch ein Anreiz fÜr lÄngeres Arbeiten gesetzt werden. 
Gleichzeitig soll die Altersteilzeit aber auch nachhaltig finanzierbar bleiben und damit eine 
hohe Rechtsicherheit fÜr ArbeitnehmerInnen und Arbeitgeber erreicht werden. 
 
Die Sozialpartner schlagen daher folgende zwei Modelle zur Auswahl durch die Betriebe 
vor:  
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Modell 1.  
– FÜr MÄnner soll gelten, dass ATZ ab 58 Jahren in Anspruch genommen werden kann und 
bis zum frÜhestmÖglichen Pensionsantritt reichen soll; 
 - Blocken bleibt mit einer Freizeitphase von hÖchstens 50% des ATZ-Zeitraumes zulÄssig; 
 - Ersatzkrafteinstellung ist nur fÜr Betriebe mit mehr als 20 BeschÄftigten notwendig 
 - Refundierung der Kosten fÜr Altersteilzeit fÜr die Arbeitgeber durch das 
Altersteilzeitgeld von 60% bis 80% dieser Kosten 
 
Modell 2. 
- Antritt mit 57 bis 1 Jahr nach einem mÖglichen Pensionsantritt – das sonst mÖgliche 
Pensionsantrittsalter wird pensionsrechtlich um 1 Jahr nach hinten verschoben; 
- Blocken mit einer Freizeitphase von hÖchstens 50% des ATZ-  Zeitraumes  zulÄssig; 
- Ersatzkrafteinstellung nur mehr fÜr Unternehmen mit mehr als 20 BeschÄftigten  
- Refundierung von 80 bis 100% 
- Der auf Grund des um 1 Jahr nach hinten verschobenen Pensionsantritts erzielte Gewinn 
soll von der PV zumindest teilweise an das AMS refundiert werden. 
 
SinngemÄ¿e Anwendung der Modelle auf die Frauen: Das Zugangsalter liegt derzeit bei 52,5 
Jahre und steigt schrittweise auf 55 Jahre. 
 
Arbeitsrecht: 
- Kein � 19e AZG-Zuschlag bei vorzeitiger Beendigung der ATZ-Vereinbarung im 
Blockmodell, au¿er bei AG-KÜndigung, bei berechtigtem vorzeitigem Austritt und 
ungerechtfertigter Entlassung. 
- Bei AG-KÜndigung, berechtigtem vorzeitigen Austritt und ungerechtfertigter Entlassung 
Lohnausgleich fÜr nicht verbrauchte Zeitguthaben. 
 
 
Kombilohn und Eingliederungsbeihilfe – gezielte BeschÄftigungsanreize statt Gie¿kanne  
 
Ziel ist es, wettbewerbsschwÄcheren Personen einen Anreiz zu einer neuen 
BeschÄftigungsaufnahme unter BerÜcksichtigung einer vorherigen BeschÄftigung zu 
schaffen. 

• Zielgruppe fÜr den Kombilohn sollen ArbeitskrÄfte Über 45 Jahre, 
WiedereinsteigerInnen und Menschen mit Behinderung (nach AMS-Definition) mit 
einer lÄngeren Vormerkdauer beim AMS (Arbeitslosigkeit und Zeit in 
Schulungsma¿nahmen zusammengerechnet) sein. Die Vormerkdauer wird vom 
Verwaltungsrat des AMS durch Richtlinie festgelegt. 

• Die FÖrderhÖhe soll die Differenz zwischen Nettoeinkommen inkl. anteiliger 
Sonderzahlungen und dem Richtwert sein; der Richtwert soll Leistungsbezug plus 
40% (bei Notstandshilfebezug: NH Grundbetrag ohne Partnereinkommensanrechnung 
plus 40%) betragen; bei Teilzeitarbeit soll die FÖrderhÖhe (je nach 
Arbeitszeitausma¿) entsprechend niedriger sein. Die genaue Vorgangsweise legt der 
Verwaltungsrat durch Richtlinie fest. 

• Grenzen fÜr das Einkommen fÜr die aufgenommene TÄtigkeit: maximal 1.700 N 
brutto monatlich, mindestens 650 N monatlich (~ Entlohnung fÜr 
HalbtagsbeschÄftigung nach KV fÜr Handelsangestellte)  

• Rahmenbedingungen fÜr den Kombilohn: Schutz der HÖhe der 
Bemessungsgrundlage; Entfall der Wartefrist auf das Arbeitslosengeld gemÄ¿ � 11 
ALVG bei AuflÖsung eines ArbeitsverhÄltnisses nach Auslaufen der 
KombilohnfÖrderung; Befristung des Kombilohnes auf 12 Monate, VerlÄngerung im 
Einzelfall mÖglich – keine DauerfÖrderung 

• FÖrderfÄlle geschÄtzt jÄhrlich ca. 4.600 
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• FÖrderausgaben begrenzt mit jÄhrlich 10 Mio. Euro; im selben Ausma¿ erfolgt 
eine ErhÖhung der Mittel fÜr die Eingliederungsbeihilfe 

• Evaluierung nach einem bestimmten Zeitpunkt 
• Bewerbung des Modells 

 
 
Ein umfassender PrÄventionsansatz – VerhÜtung von Krankheiten statt 
FrÜhpensionierung von Kranken 
 
¤ltere scheiden oft aus gesundheitlichen GrÜnden frÜhzeitig aus dem Erwerbsleben aus. 
Die Kosten fÜr Behandlungen und InvaliditÄtspensionen sind enorm. Studien belegen, dass 
jeder Euro, der in die rechtzeitige VerhÜtung von Krankheit und Unfall investiert wird, 
spÄter zu Einsparungen von mehreren Euro fÜhrt. NatÜrlich tritt die Wirkung erst 
zeitverzÖgert ein – es ist daher hÖchste Zeit fÜr einen umfassenden PrÄventionsansatz mit 
folgenden Elementen:     
 
1. PrÄventionsgesetz 
 
Das Ziel ist eine Neugestaltung oder vielmehr ein neuer Weg in der PrÄventionspolitik. 
Dieses Ziel kann durch die Festlegung von nationalen PrÄventionszielen und verbindlichen 
Kooperationen zwischen PrÄventionstrÄgern im Rahmen eines PrÄventionsgesetzes erreicht 
werden. Das PrÄventionsgesetz soll sämtliche „Lebensumwelten“ (Betrieb, Wohnen, 
Schule, Sport etc) erfassen. Mit diesem Gesetz soll die Einrichtung eines 
PrÄventionsregimes erreicht werden, das an Handlungszielen orientiert arbeitet. 
Hervorbringen soll dieses sowohl effektivere als auch effizientere Ergebnisse.  
 
PrÄvention soll Pflichtaufgabe im jeweiligen Wirkungsbereich eines PrÄventionstrÄgers 
sein! Der Fonds Gesundes ¶sterreich ist zustÄndig fÜr Bewilligungen und die GewÄhrung 
von FÖrderungen. Projekte werden auf Antrag bewilligt und gefÖrdert, wenn sie den 
PrÄventionszielen und QualitÄtsanforderungen entsprechen. Doch gibt es Ausnahmen bei 
der ProjektzustÄndigkeit - die VerhÜtung von ArbeitsunfÄllen und Berufskrankheiten sowie 
die PrÄvention von arbeitsbedingten Erkrankungen und die betriebliche 
GesundheitsfÖrderung (BGF). Die PrÄvention von arbeitsbedingten Erkrankungen wird eine 
Pflichtaufgabe der Sozialversicherung. Die Umsetzung wird aber weiterhin auf Grund ihrer 
Expertise bei den UV-TrÄgern liegen. FÜr die Betriebliche GesundheitsfÖrderung sind die 
KrankenversicherungstrÄger zustÄndig. 
 
Die Finanzierung der FÖrderung erfolgt durch die PrÄventionstrÄger. Bei Bedarf stellt der 
Bund der Sozialversicherung in AbhÄngigkeit von den bewilligten Projekten einen 
zusÄtzlichen Betrag von bis zu 25 Mio. Euro zur VerfÜgung. 
 
2. Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF)  
 
Die Sozialpartner bekennen sich zum Ziel, eine mÖglichst umfassende Umsetzung von BGF 
zu erzielen. Nicht nur die gro¿en Betriebe und deren ArbeitnehmerInnen, sondern vor 
allem auch KMU sollen von Ma¿nahmen der BGF profitieren. Die Beratung und Betreuung 
von Projekten erfolgt durch die KrankenversicherungstrÄger. Die Projekte sollen sich an 
den Leitlinien des Netzwerkes fÜr betriebliche GesundheitsfÖrderung orientieren und 
jedenfalls auch alternsgerechte GesundheitsfÖrderung umfassen. Stimmen die Projekte mit 
den Gesundheitszielen und QualitÄtsvorgaben des PrÄventionsgesetzes Überein, dann 
werden sie durch die KrankenversicherungstrÄger zertifiziert. Wichtig ist dabei, dass 
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Betriebsrat/Personalvertretung bei den Projekten mit eingebunden sind. Um eine 
mÖglichst nachhaltige Wirkung von BGF-Ma¿nahmen und Projekten zu erzielen, sollen 
sowohl fÜr AG als auch fÜr AN Bonifikationen in Form von finanziellen Anreizen (Geld- oder 
Sachleistungen, Gutschrift der SozialversicherungsbeitrÄge oder ¤hnliches) Überlegt 
werden.  
 
 
New Deal am Arbeitsmarkt - InvaliditÄt verhindern statt verwalten 
 
Die Sozialpartner schlagen unter anderem folgende arbeitsmarktpolitischen Ma¿nahmen 
vor, um InvaliditÄt zu verhindern:  
 
1. gemeinsame Clearingstelle „Gesundheitsstra¿e“ 
von PV, AMS und Sozialhilfe fÜr Untersuchungen und Begutachtungen; 
 
2. wirksames FrÜhwarnsystem zur Vermeidung von GesundheitsbeeintrÄchtigungen und 
InvaliditÄt 
flÄchendeckender Aufbau eines Netzes von Beratungsstellen „Service Arbeit und 
Gesundheit zur Sicherung von Gesundheit, ArbeitsfÄhigkeit und Arbeitsplatzerhalt“  fÜr 
gesundheitlich beeintrÄchtigte BeschÄftigte und Kurzzeitarbeitslose sowie fÜr Betriebe 
(Vorbilder sind z.B. die Pilotprojekte Workfit in NiederÖsterreich oder SAG 40plus in Wien 
im Rahmen des Sonderprogramms fÜr ¤ltere)* 
 
Ziel: Beratung und UnterstÜtzung der betroffenen ArbeitnehmerInnen und ihrer 
Arbeitgeber zur Vermeidung weiterer GesundheitsbeeintrÄchtigungen durch Adaption des 
Arbeitsplatzes, ErmÖglichung innerbetrieblicher Versetzungen bzw. Umschulungen fÜr 
gÄnzlich neue TÄtigkeiten; dabei sollen insbesondere im Wege einer Einzelfallbetreuung 
(case-managment) vorhandene UnterstÜtzungsangebote von AMS, PV, KV, AUVA und BASB 
optimal kombiniert werden. Ebenso sollen diese Stellen Betriebe und ArbeitnehmerInnen 
bei der betrieblichen Wiedereingliederung nach lÄngeren, krankheitsbedingten 
Abwesenheiten beraten und unterstÜtzen.  
 
Finanzierung der Beratungsstellen: AMS, die KV, PV, AUVA, BASB, BundeslÄnder; geschÄtzte 
Kosten/Einzelfallbetreuung: rund 2.000 Euro.  
 
Zugang zum Beratungsangebot: freiwillig, jedoch gezielte Information Über 
Beratungsangebot von Personen mit auffÄlligen KrankenstÄnden, gleichzeitig intensive 
Öffentliche Bewerbung durch Stakeholder und Sozialpartner 
 
3.arbeitsmarktpolitische Begleitma¿nahmen 
 
a) gesundheitsfÖrdernde Adaptierungsbeihilfe fÜr bauliche, technische und ergonomische 
Adaptierungsma¿nahmen zur FÖrderung der WeiterbeschÄftigung gesundheitlich 
beeintrÄchtigter Personen 
b) LohnkostenzuschÜsse fÜr Personen mit nicht mehr voller LeistungskapazitÄt  fÜr die 
Dauer der gesundheitlichen BeeintrÄchtigung, vorhergehende Betriebsberatung durch das 
einzurichtende „Service Arbeit und Gesundheit“ 
c) Beratungspaket fÜr Betriebe und deren BeschÄftigte in Fragen der Arbeitsorganisation, 
Weiterbildung bzw. Umschulung; Nutzung z.B. der Aufleb-Stiftung;   
d) ArbeitsbewÄltigungscoaching fÜr ArbeitskrÄfte und Betriebe, um rechtzeitig auf sich 
abzeichnende Schwierigkeiten bei der BewÄltigung der Arbeitslast reagieren zu kÖnnen, 
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z.B. nach dem Vorbild der regionalen Pilotprojekte „Fit mit 50plus-Oberpinzgau“ und 
„SAFE“ aus dem Salzkammergut (beide im Rahmen des AMS-Sonderprogramms fÜr ¤ltere 
durchgefÜhrt) 
e) Bereitstellung von ErsatzarbeitskrÄften zur Abdeckung krankheitsbedingter AusfÄlle aus 
dem ArbeitskrÄftepool gemeinnÜtziger ArbeitskrÄfteÜberlasser 
f ) Nutzung des Instruments der gemeinnÜtzigen ArbeitskrÄfteÜberlassung fÜr 
gesundheitlich beeintrÄchtigte Arbeitslose mit dem Ziel der Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt 
g) Etablierung von gesundheitsfÖrdernden Elementen in arbeitsmarktpolitischen 
Ma¿nahmen  
h) Marketing und ¶ffentlichkeitsarbeit fÜr diese Ma¿nahmen   
 
Umfassender Finanzierungsansatz (AMS; EuropÄischer Sozialfonds; 
SozialversicherungstrÄger; Bund; LÄnder; territoriale BeschÄftigungspakte, andere) 
 
 
Bildung – lebenslanges Lernen statt frÜhzeitiges Abschalten  
 
Studien belegen, dass Unternehmen, die in die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter investieren, 
produktiver sind. BeschÄftigte, die sich weiterbilden, erzielen ihrerseits hÖhere 
Einkommen. ¤ltere ArbeitnehmerInnen schneiden hier – entgegen mancher Vorurteile –  
nicht grundsÄtzlich schlechter ab als JÜngere, doch sinkt die Bereitschaft, in das Know-how 
zu investieren bzw. sich beruflich weiterzubilden, mit dem Lebensalter deutlich ab – ein 
deutliches Zeichen fÜr die noch immer vorhandene negative Einstellung gegenÜber 
lÄngerem Verbleib im Arbeitsleben.  
Die Sozialpartner haben in der GrundsatzerklÄrung zur Chance Bildung im Oktober 2007 
ihre Position dargelegt. Folgende konkrete Schwerpunkte sind fÜr ¤ltere zu setzen: 
 

• Non-formale und informelle Bildung: Notwendig sind eine umfassende Strategie und 
die Entwicklung von Instrumenten, auf deren Basis non-formale und informelle 
Lernergebnisse sichtbar gemacht und als formale Qualifikation bzw. als Basis fÜr 
weitere Lernschritte hin zu einer formalen Qualifikation anerkannt werden 
kÖnnen. (Sozialpartnerpapier „Chance Bildung“, S.15) 

 
• QualitÄt: Die Weiterbildung vor allem gering qualifizierter ¤lterer stellt sehr 

spezifische Anforderungen an die Lehrenden und die Lernenden. Dazu sind in den 
letzten Jahren, nicht zuletzt im Rahmen der Equal-Projekte bzw. des AMS-
Sonderprogramms fÜr ¤ltere, viele wertvolle Erfahrungen gemacht worden. Die 
Projekte haben die Funktion eines Experimentierfelds gehabt, das viele 
interessante AnsÄtze fÜr die Politikgestaltung enthÄlt. Diese Erfahrungen aus dem 
Equal-Programm sind im europÄischen Rahmen evaluiert worden, nicht jedoch im 
nationalen Rahmen, wo die Evaluierung sich auf rein Ökonomische Nutzen-Aspekte 
beschrÄnkte. Die Ministerien fÜr Bildung und Kultur sowie fÜr Wirtschaft und Arbeit 
werden aufgefordert, eine aktuelle umfassende Evaluierung der Equal-Projekte mit 
Empfehlungen fÜr die Politikgestaltung zu beauftragen.  

  
• Qualifizierungsstipendium: Ein neues Qualifizierungsstipendium soll die LÜcken im 

Österreichischen Stipendien- und Beihilfesystem schlie¿en. FÜr am Arbeitsmarkt 
besonders nachgefragte Vollzeitausbildungen soll im Rahmen des bestehenden, 
steuerfinanzierten Stipendiensystems ein neuartiges Stipendium entwickelt werden, 
damit auch Erwachsene und Ältere Personen eine arbeitsmarktpolitisch sinnvolle 
und gesellschaftliche wertvolle Ausbildung absolvieren kÖnnen, fÜr die es bisher 
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keine Öffentlich UnterstÜtzung zur Deckung des Lebensunterhaltes gibt. Das ist 
gegenwÄrtig nicht der Fall, siehe etwa das „Selbsterhalterstipendium fÜr 
Studierende“, mit der Altersgrenze 35 Jahre.  

  
• Life-long-learning (LLL)-Rat: Die Sozialpartner haben in ihrer GrundsatzerklÄrung 

die Einrichtung eines LLL-Rats zur Koordinierung der bildungs- und 
arbeitsmarktpolitischen AktivitÄten gefordert. In diesem Gremium ist eine 
Arbeitsgruppe einzurichten, die sich speziell mit den ¤lteren befasst. Von 
Bedeutung ist hier die enge Zusammenarbeit aller relevanten Akteure, jedenfalls 
der Ministerien fÜr Bildung/Kultur, fÜr Wirtschaft und Arbeit und der Sozialpartner. 
Diese Zusammensetzung entspricht internationalen Vorbildern.  

  
• QualifizierungsverbÜnde: Die Beteiligung an Weiterbildung ist, wie die Daten 

zeigen, insbesondere ein Ressourcenproblem fÜr kleine bis mittlere Unternehmen. 
QualifizierungsverbÜnde kÖnnen dem durch freiwillige BÜndelung der Ressourcen 
entgegenwirken. Die Evaluierungen zeigen, dass sich dies bisher nicht ausreichend 
auf die Gruppe der Älteren gering ausgebildeten BeschÄftigten auswirkt.  

 
• 20% der gering qualifizierten ¤lteren in Weiterbildung: Der ESF-Plan fÜr 2007-2013 

nennt als Zielgruppe ausdrÜcklich Ältere gering qualifizierte Erwerbspersonen bzw. 
Erwerbsferne und sieht fÜr diese Gruppe ca. 100 Mio Euro jÄhrlich vor. Damit ist 
auch das von den Sozialpartnern geforderte Ziel zu erreichen, dass 20% der gering 
qualifizierten ¤lteren sich an arbeitsmarktbezogener Weiterbildung beteiligt haben.  

 




